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Jahrgang 1922 Nr. 30. 


; In halt: Geſetz zur Ergänzung und Abänderung der Wahlvorſchriften für die Provinzialräte, Bezirksausſchüſſe und andere 


Verwaltungsbeſchluß⸗ und ſtreitbehörden, S. 195. — Geſetz, betreffend Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigung für dle 
Mitglieder und den Präſidenten des Staatsrats, S. 197. — Geſetz über eine vorläufige Regelung der Verwaltung in den zum 
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet gehörigen Kommunalverbänden, S. 198. — Ausführungsanweiſung zum Geſetz über die Rege⸗ 
lung des Verkehrs mit Getreide aus der Ernte 1922, S. 199. N 


(Rr. 12318.) Geſetz zur Ergänzung und Abänderung der Wahlvorſchriften für die Provinzialräte, Bezirks⸗ 
ausſchüſſe und andere Verwaltungsbeſchluß⸗ und -ftreitbehörden. Vom 25. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 1 

(1) Für jedes zu wählende Mitglied des Provinzialrats und des Bezirksausſchuſſes werden 
fortan im gleichen Wahlgange zwei Stellvertreter gewählt. 8 : 

2) Erſter Stellvertreter des an erſter (zweiter, dritter uſw.) Stelle gewählten Mitglieds iſt, 
ſofern im Wahlvorſchlage die Reihenfolge nicht anders beſtimmt iſt, der den gewählten Mitgliedern 
an erſter (zweiter, dritter uſw.) Stelle, zweiter der demnächſt an entſprechender Stelle auf demſelben 
Wahlvorſchlage folgende Bewerber. ö ; 

(3) Der Leiter der Wahl hat ihr Ergebnis beim Schluſſe der Wahl handlung zu verkünden. 
Dabei hat er die gewählten Mitglieder und Stellvertreter nach Zu- und Vornamen, Stand oder 
Beruf, Wohnort und Wohnung zu bezeichnen, auch die Reihenfolge anzugeben, in der die Stell⸗ 
vertreter für jedes Mitglied berufen ſind. 

(4) Er überſendet demnächſt unverzüglich die Wahlakten unter Beifügung der im Abſ. 3 Satz 2 
vorgeſchriebenen Angaben dem Vorſitzenden der Behörde, für welche die Gewählten beſtimmt find. 


a 9 2. ar 

) Der Vorſitzende des Provinzialrats (Bezirksausſchuſſes) hat die Gültigkeit der Wahl von 
Amts wegen zu prüfen. Er iſt berechtigt, binnen zwei Wochen, nachdem ihm die Wahlakten voll⸗ 
ſtändig zugegangen ſind, gegen die Gültigkeit der Wahl im ganzen oder einzelner Gewählter oder 
gegen die verkündete Reihenfolge der Stellvertreter bei dem Vorſitzenden des Wahlkörpers Einſpruch 
zu erheben. s 

(2) In gleicher Weiſe iſt jedes Mitglied des Wahlkörpers befugt, binnen zwei Wochen nach 
Verkündung des Wahlergebniſſes bei dem Vorſitzenden des Wahlkörpers ſchriftlich Einſpruch einzulegen. 

(3) Über den Einſpruch (Abf. 1, 2) beſchließt der Wahlkörper. In dem Beſchluß iſt, 


gegebenenfalls unter Berichtigung des verkündeten Wahlergebniſſes, feſtzuſtellen, wer als Mitglied 


einzutreten hat und in welcher Reihenfolge die Stellvertreter berufen ſind. 
Geſetzſammlung 1922, (Nr. 1231812321). a 


N 36 
Ausgegeben zu Berlin den 4. Auguſt 1922. 


Preußiſche Geſetzzammlung 


. 
ET 


ze 


() Gegen den Beſchluß (Abſ. 3) ſteht dem, deſſen Einſpruch nicht ſtattgegeben iſt, ſowie dem, 
deſſen Ausſcheiden durch den Beſchluß feſtgeſtellt, und dem, deſſen Stellung in der Reihenfolge des 
Nachrückens durch den Beſchluß geändert wird, binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Der Vorſitzende des Provinzialrats (Bezirksausſchuſſes) iſt in 
jedem Falle berechtigt, binnen gleicher Friſt Klage zu erheben. 

(5) Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch findet vor rechtskräftiger Entſcheidung 
eine anderweite Beſetzung der Mitgliedſtelle oder Feſtſetzung der Reihenfolge der Stellvertreter 
nicht ſtatt. a 

(s) Tritt infolge des Beſchluſſes bei dem Provinzialrate (Bezirksausſchuſſe) Beſchlußunfähigkeit 
ein, ſo beſtimmt einſtweilen für das Beſchlußverfahren der Miniſter des Innern einen anderen 
Provinzialrat (Bezirksausſchuß) als zuſtändige Beſchlußbehörde, für das Verwaltungsſtreitverfahren 
das Oberverwaltungsgericht einen anderen Bezirksausſchuß als zuſtändiges Verwaltungsgericht. 


8 3. 

(1) Scheidet ein Mitglied des Provinzialrats (Bezirksausſchuſſes) endgültig aus, fo tritt an 
ſeiner Stelle als Mitglied ſein erſter Stellvertreter in die Behörde ein, an deſſen Stelle der zweite 
Stellvertreter als erſter, und für ihn als zweiter Stellvertreter derjenige Erſatzmann, der hinter 
dem an letzter Stelle zum Stellvertreter gewählten als nächſtberufener Bewerber auf dem Wahl⸗ 
vorſchlage ſteht. Entſprechend regelt ſich das Nachrücken, wenn ein Stellvertreter ausſcheidet. 

(2) Dem Ausſcheiden eines Mitglieds oder Stellvertreters ſteht die Ablehnung der Wahl 
oder, im Falle der Berufung dazu, des Nachrückens gleich. 

(3) Über das Ausſcheiden im Falle der Amtsniederlegung, der Ablehnung der Wahl oder des 
Nachrückens und über das Nachrücken in dieſen Fällen ſowie im Falle des Todes eines Mitglieds 
oder Stellvertreters beſchließt der Provinzialrat (Bezirksausſchuß) endgültig. 2 : 


8 4. 

(1) Iſt für eine frei gewordene Mitgliedſtelle kein Stellvertreter und auf dem Wahlvorſchlage 
kein Erſatzmann mehr vorhanden, fo kann der Miniſter des Innern die Vornahme einer Neuwahl 
für die Stelle anordnen und die zu dem Zwecke erforderlichen näheren Beſtimmungen erlaſſen. Er 
kann insbeſondere beſtimmen, daß der neu zu Wählende der Wählergruppe anzugehören hat, auf 
deren Wahlvorſchlag der Ausgeſchiedene gewählt war. 

(2) Die Neuwahl gilt nur für den Reſt der Wahlzeit. 


N 8 

(1) Die Vorſchriften im § 2 finden auch auf die Prüfung der Wahlen der Mitglieder des 
Kreisausſchuſſes, des Stadtausſchuſſes ſowie der anderen gemäß § 4 des Geſetzes über die all— 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) an die Stelle des Kreis- 
ausſchuſſes tretenden Behörden ſinngemäß Anwendung. Die Einſpruchsfriſt beträgt in dieſen 
Fällen nur eine Woche. Die Klage (§ 2 Abſ. 4) iſt bei dem Bezirksausſchuß einzulegen. Im 
Falle des § 2 Abſ. 6 beſtimmt der Regierungspräſident für das Beſchlußverfahren, der Bezirks- 
ausſchuß für das Verwaltungsſtreitverfahren einſtweilen die zuſtändige Behörde. 

2) Die Wahlprüfung in dem durch Abſ. 1 geordneten Verfahren erſtreckt ſich, ſoweit Mit, 
glieder des Stadtausſchuſſes oder anderer gleichgeſtellter Behörden nach den beſtehenden Vorſchriften 
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als Mitglieder eines Magiſtrats oder als Beigeordnete der Beſtätigung unterliegen, nicht auf die 
Wahl zu dieſen Amtern; zur Prüfung und endgültigen Feſtſtellung der Gültigkeit oder Unhültigkeit 
der Wahl eines Magiſtratsmitglieds oder eines Beigeordneten, die nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften der Beſtätigung bedarf, bleibt die Beſtätigungsbehörde ausſchließlich zuſtändig. 


$ 6. 

Die zu wählenden Mitglieder des Provinzialrats, des Bezirksausſchuſſes und des Stadtaus⸗ 
ſchuſſes werden unmittelbar nach jeder Neuwahl ihres Wahlkörpers neu gewählt. Sie üben ihr 
Amt bis zum Eintritt ihrer Nachfolger aus. 

1 

(4) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage nach ſeiner Verkündung in Kraft. i 

(2) Auch die Prüfung der Gültigkeit der Wahlen der vor ſeinem Inkrafttreten gewählten 
Mitglieder der in ihm bezeichneten Behörden und ihrer Stellvertreter findet ausſchließlich nach 
ſeinen Vorſchriften ſtatt. Die Friſten zur Einlegung des Einſpruchs hierbei laufen vom Tage der 
Verkündung des Geſetzes. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffunge- 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Severing. 


Ar. 12319.) Geſetz, betreffend Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigung für die Mitglieder und den 
Präfidenten des Staatsrats. Vom 25. Juli 1922, 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
0 


(1) Den Mitgliedern des Staatsrats werden für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Staatsrat 
und für die folgenden 8 Tage bei Reiſen behufs Teilnahme an Sitzungen des Staatsrats oder 
eines ſeiner Ausſchüſſe ſowie bei Reiſen innerhalb des Preußiſchen Staates, die auf Beſchluß des 
Staatsrats oder eines ſeiner Ausſchüſſe erforderlich werden, die Fahrkoſten nach Maßgabe der 
jeweils für Dienſtreiſen der Oberpräſidenten geltenden Beſtimmungen erſtattet. 

(2) Der Anſpruch beſteht nur inſoweit, als ihnen nicht in anderer Eigenſchaft Erſatz aus 
öffentlichen Kaſſen geleiſtet wird. 5 ER 

9 2. 

(4) Als Aufwandsentſchädigung erhalten die Mitglieder des Staatsrats für die Reiſetage 
ſowie für die Tage, an welchen ſie ſich zum Zwecke der Ausübung ihrer Tätigkeit als Mitglied 
des Staatsrats am Tagungsorte oder außerhalb ihres Wohnorts aufhalten, unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1 ein Tagegeld in Höhe des fünfzehnten Teiles der Aufwandsentſchädigung, welche 
die Mitglieder des Landtags jeweils für den Monat erhalten, 
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) Für ein Mitglied des Staatsrats, das gleichzeitig Mitglied des Reichstags oder des vor⸗ 
fie NSS ES iſt, beſteht ein Anſpruch nur inſoweit, als ihm vem Reiche auf den 
Tag zu errechnende Bezüge an Aufwandsentſchädigung und ein Tagegeld gezahlt werden. 

Die Beſtimmungen der §8§8 1 und 2 finden auch auf die Stellvertreter der Mitglieder des 
Staatsrats Anwendung, ſobald fie gemäß § 3 Abſ. 3 des Geſetzes über die Wahlen zum Staatsrate 
vom 16. Dezember 1920 Geſetzſamml. 1921 S. 90) zur Teilnahme an den e des 
Staatsrats berufen ſind. 8 4. 


Der Präſident des Staatsrats erhält für die Dauer vie Amtes außerdem eine jährliche 
Slufivanbsentjhäbigung von 20 000 Mark 
a 8 5. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft und hat Fa de Geltung 
vom 1. Mai 1921 ab. Jedoch erhalten die Mitglieder des Staatsrats an Stelle der im § 2 


Abf. 1 feſtgeſetzten Aufwandsentſchädigung für die Zeit vom 1. Mai bis 30. November 1921 eine 
ſolche von 150 Mark und vom 1. Dezember 1921 bis zum 1. Juli 1922 eine ſolche von 250 Mark 


für den Tag. 
(2) Mit der Ausführung des Geſetzes werden der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter 


beauftragt. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 25. Juli 1922. 
d Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Giegel) Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12320.) Geſetz über eine vorläufige Regelung der Verwaltung in den zum oberſchleſiſchen Ab 
ſtimmungsgebiete gehörigen Kommunalverbänden. Vom 27. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
N 
Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, bis zur endgültigen Neuordnung der kommunalen 
Verhältniſſe im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiete diejenigen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich 
find, um eine geregelte Verwaltung in den zu dieſem Gebiete gehörigen Kommunalverbänden ſicher⸗ 
zuſtellen. Dieſe Befugnis umfaßt insbeſondere das Recht, die Kreisausſchüſſe auch abweichend von 
den geſezlichen 1 zu bilden und ihnen eine erweiterte Zuſtändigkeit zu übertragen. 
9 2. 
Dieſes Geseh tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird Las ann i verfaſſungs ⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrat find gewahrt. 
Berlin, den 27. Juli 192 re 
Das Preußiſche Stantsminiferhum. 


(Siegel.) Braun. Severing. 
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. (Mr. 12321.) Ausführungsanweiſung zum Geſetz über die Regelung des Verkehrs mit Getreide aus der Ernte 
1922 vom 4. Juli 1922 Geichs⸗Geſetzbl. S. 537). Vom 22. Juli 1922. 


Gemäß 945 des Geſetzes über die Regelung des Verkehrs mit Getreide aus der Ernte 1922 vom 4. Juli 1922 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 537) wird zu deſſen Ausführung folgendes beſtimmt: 


i = : Zu I. Umlage. 8 ! 

+ Zu 552 und 3. Das auf Preußen entfallende Amlageſoll wird unter Zuſchlag von 15 vom Hundert 

zum Ausgleiche von Ausfällen durch den Staatskommiſſar für Volksernährung unter Zuziehung der Preußiſchen 

Hauptlandwirtſchaftskammer nach der Getreideanbaufläche auf die Provinzen verteilt. Von den 15 vom 

\ Hundert dienen bis 5 vom Hundert zum Ausgleiche von Ausfällen innerhalb der Kommunalverbände. 

| In jeder Provinz hat der Oberpräſident, in Hohenzollern der Regierungspräſident, das Umlageſoll in 

voller Höhe unter Hinzuziehung der zuſtändigen Landwirtſchaftskammer und, ſoweit es ſich um die Verteilung 
durch die Oberpräſidenten handelt, unter Mitwirkung der Regierungspräſidenten nach der Getreideanbaufläche 
oder nach der landwirtſchaftlich genutzten Fläche auf die einzelnen Kreiſe der Provinz (des Bezirkes) unter⸗ 
zuverteilen. b 

h ; Zu 54 Das den Kommunalverbänden mitgeteilte Umlagefoll iſt in voller Höhe nach der Getreide⸗ 

anbaufläche oder nach der landwirtſchaftlich genutzten Fläche (§ 4 des Geſetzes) unterzuverteilen. Die Erhebung 
eines weiteren Juſchlags ſeitens der Kommunalverbände ift unzuläſſig. Es bleibt den Kommunalverbänden 
überlaſſen, die Verteilung auf die Gemeinden (in der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz auf die 
Amter und die Landbürgermeiſtereien) oder unmittelbar auf die Erzeuger vorzunehmen. Die Erhebung der 
Umlage erfolgt in dem Kommunalverband, in dem ſich der Betriebsſitz befindet. 


Bei der Verteilung haben die Kommunalverbände einen Ausſchuß der Erzeuger hinzuzuziehen. Erfolgt 
die Verteilung ſeitens der Kommunalverbände auf die Gemeinden, fo haben auch dieſe bei der weiteren Unter⸗ 
verteilung auf die einzelnen Erzeuger einen Ausſchuß der Erzeuger hinzuzuziehen. Die Erzeugerausſchüſſe 
haben aus mindeſtens drei umlagepflichtigen Mitgliedern zu beſtehen unter angemeſſener Berückſichtigung der 
verſchiedenen Betriebsgrößen. Die Mitglieder werden in Landkreiſen vom Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, 
in Stadtkreiſen und Landgemeinden vom Gemeindevorſtande nach Anhörung der landwirtſchaftlichen Organi⸗ 
ſationen berufen. Lehnen die Erzeuger die Mitwirkung ab, fo ſetzen die Kommunalverbände und Gemeinden 
das Lieferſoll ſelbſtändig feſt. Bleiben die Gemeinden mit der Unterverteilung auf die Erzeuger im Verzuge, 
wird das Lieferſoll von den Kommunalverbänden unmittelbar feſtgeſetzt. 

Eine Liſte des vom Ausſchuſſe vorgeſehenen Lieſerſolls iſt in den Gemeinden während einer Woche 
öffentlich auszulegen. Nach Ablauf der Auslegungsfriſt iſt das Lieferſoll feſtzuſetzen und den Ablieferungse 
pllichtigen tunlichſt bis zum 15. Auguſt 1922 bekanntzugeben, indes iſt auch eine ſpätere Bekanntgabe rechts⸗ 
gültig. Gegen die Feſtſetzung des Lieferſolls ſteht den Erzeugern innerhalb zwei Wochen nach Bekanntgabe 

des Lieferſolls das Recht der Beſchwerde zu. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Zur Entſcheidung über die erhobene Beſchwerde 
ſind in Landkreiſen unter dem Vorſitze des Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreifen des Gemeinde 
vorſtandes oder eines vom Kreisausſchuſſe oder Gemeindevorſtande zu beſtellenden Vertreters, ein oder mehrere 
Ausſchüſſe zu bilden. Die Ausſchüſſe beſtehen einſchließlich des Vorſitzenden aus fünf Mitgliedern, von denen 

drei Unternehmer umlagepflichtiger, im Kommunalverbande belegener Betriebe ſein müſſen. Bei der Auswahl 
der landwirtſchaftlichen Mitglieder find die landwirtſchaftlichen Organiſationen der Kommunalverbände zu 
hören und die verſchiedenen Beſitzgrößen angemeſſen zu berückſichtigen. Die Mitglieder der Ausſchüſſe werden 
vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen vom Gemeindevorſtande, gewählt. Die Beſchwerdeausſchüſſe find bei | 
8 9 von drei Mitgliedern beſchlußfähig. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 

orſitzenden. a 

1 Im Falle der Nachveranlagung gemäß § 4 Abſ. 5 finden die vorſtehenden Beſtimmungen ſinngemäße 

Anwendung. Solche Nachveranlagungen ſind nach Möglichkeit zu vermeiden. Es iſt daher von den Kommu⸗ jr 

Aulverbänden auf die Beſchwerdeausſchüſſe dahin einzuwirken, daß in der Regel ein Nachlaß über die 5 vom 

HPeundert Kreisreſerve nicht gewährt wird. Hiernach nicht verwendete Mengen der Kreisreſerve fließen der j 
Landesreſerve zu. 5 or Er . : 
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Koſten der Ausſchüſſe find aus der den Kommunalverbänden gemäß § 28 des Geſetzes zufließenden 
Vergütung abzugelten. 

Zu § 5. Den Kommunalverbänden bleibt es überlaſſen, Anbauflächenerhebungen und Ernteſchätzungen 
anzuordnen. Zuſchüſſe zu den entſtehenden Koſten werden aus den von Reichs wegen für dieſen Zweck im 
Reichshaushalte zur Verfügung geſtellten Mitteln nach dem bisherigen Maßſtabe gewährt. Wegen Anmeldung 
und Erſtattung der Koſten ergeht beſondere Anweiſung. 

Stellen im Sinne des Satzes 2, denen die Erzeuger auf Erfordern Auskunft zu erteilen haben, ſind 
das Landesgetreideamt, die Oberpräſidenten, die Regierungspräſidenten und die Kommunalverbände. 8 

Zu § 6. Die Oberpräſidenten, in Hohenzollern der Regierungspräſident, haben bis zum 15. Juli 1922 
dem Staatskommiſſar für Volksernährung und dem Landesgetreideamt das für jeden Kommunalverband 
feſtgeſetzte Umlageſoll mitzuteilen. : 

Die Kommunalverbände haben bis zum 20. Auguſt 1922 den Regierungspräſidenten zu berichten, daß 
die Unterverteilung des Umlageſolls in ihren Bezirken ſtattgefunden hat und ob dieſe Unterverteilung un⸗ 
mittelbar auf die Erzeuger oder über die Gemeinden an dieſe erfolgt iſt. Bis zum gleichen Zeitpunkt iſt den 
Regierungspräſidenten zu berichten, daß die Ausſchüſſe nach § 4 beſtimmungsgemäß gebildet worden find. 

ie Regierungspräſidenten haben bis zum 25. Auguſt 1922 dem Staatskommiſſar für Volksernährung und 
dem Landesgetreideamt entſprechenden Bericht zu erſtatten. 


f Zu II. Reichsgetreideftelle. 

Die Verteilung der Geſchäfte zwiſchen Verwaltungsabteilung und Geſchäftsabteilung ergibt ſich aus den 
$$ 8 und 12. Hierauf iſt im Schriftverkehr Rücksicht zu nehmen. Der geſamte Schriftverkehr des Kommunal⸗ 
verbandes mit der Verwaltungsabteilung (Direktorium) geht durch die Hand der höheren Verwaltungsbehörde 
an das Landesgetreideamt, insbeſondere find alle Anträge, zu deren Entſcheidung nach dem Geſetze die Reichs- 
getreideſtelle (BVerwaltungsabteilung) zuständig iſt, ſtets an das Landesgetreideamt zu richten. Der Schrift⸗ 
verkehr in gefchäftlichen Angelegenheiten, alſo insbeſondere über Lieferung und Bezahlung von Getreide und 
daraus hergeſtellten Erzeugniſſen, geht unmittelbar an die Reichsgetreideſtelle, Geſchäftsabteilung G. m. b. H. 


Zu IIl. Aufbringung der Umlage. 

Die Regierungspräſidenten haben für jeden Kommunalverband ihres Bezirkes ein beſonderes Kartenblatt 
anzulegen und dauernd auf dem Laufenden zu erhalten. 

Die Kommunalverbände haben laufend zum 5. und 20. eines jeden Monats, beginnend vom 15. Sep⸗ 
tember 1922 ab, den Regierungspräſidenten zu berichten, welche Mengen Getreide, getrennt nach den einzelnen 
Getreidearten, von den Erzeugern zur Erfüllung ihrer Umlage abgeliefert worden ſind. 

Die Regierungspräfidenten haben das Ergebnis der Berichte in die nach Abf. 1 zu führenden Karten- 
blätter einzutragen und zum 7. und 22. eines jeden Monats dem Staatskommiſſar für Volksernährung und; 
dem Landesgetreideamt eine Zuſammenſtellung der Ablieferungen in den Kommunalverbänden ihres Bezirkes 
in der Berichtsperiode einzureichen. 

Zu 8 14. Die Anträge auf Friſtverlängerungen find bei dem Landesgetreideamt einzureichen. Auf ihre 
Genehmigung haben die Kommunalverbände nur zu rechnen, wenn beſondere Umſtände eine rechtzeitige Lie⸗ 
ferung der Umlage zu dem feſtgeſetzten Termin ausſchließen. Durch Stellung des Autrags wird die Haftung 
nach § 23 nicht berührt. 

Zu 9 15. Zu Abſ. 1. Für die Einrichtung der kaufmänniſchen Geſchäftsſtelle, die jeder Kommunal 
verband zu unterhalten hat, iſt das Rundſchreiben des Landesgetreideamts, betreffend Kreiskornſtellen, vom 
16. Juli 1917 — R. M. 3159 — maßgebend. 

Zum Erwerbe des Umlagegetreides ſoll jeder Kommunalverband Händler und landwirtſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaften in der bisher üblichen Weiſe nach Bedarf heranziehen. Den Händlern und Genoſſenſchaften ſind 
Unternehmer von Mühlenbetrieben ſowie Mühlenvereinigungen gleichzuſtellen. Andere Berufskreiſe und Orga⸗ 
niſationen ſollen bei der Aufbringung nicht beteiligt werden. s 

„Zu Abſ. 2. Die den Erzeugern von den Kommunalverbänden zu ſetzenden Lieferfriſten find. derart zu 
wählen, daß den Kommunalverbänden für den Fall der Nichtlieferung die Möglichkeit verbleibt, die erforder⸗ 
lichen Maßnahmen zur Sicherung der Erfüllung des Umlageſolls zu treffen. Es wird beſonders auf den $ 22 
verwieſen, der den Kommunalverbänden die Befugnis zur Vornahme von Enteignungen gewährt. | 
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Wird ein Kommunalverband auf die Umlage verwieſen (§ 32 Abſ. 3), fo find: die Lieferfriſten derart 
feſtzuſetzen, daß die Verſorgung des Kommunalverbandes mit Getreide geſichert ift, f 

Zu § 17. Die Kommunalverbände haben die von ihnen für die Lieferungen der Erzeuger feſtzuſetzenden 
Bedingungen nach Maßgabe der Geſchäftsbedingungen, die die Reichsgetreideſtelle für die an ſie zu bewirkenden 
Lieferungen feſtſetzt, aufzuſtellen. Die Geſchäftsbedingungen der Reichsgetreideſtelle werden durch ein Rund⸗ 
ſchreiben bekanntgegeben. f 

Zu 9 18. In allen Fällen, in denen die Kommunalverbände die Haftpflicht der Erzeuger gemäß § 19 
für erloſchen erachten, iſt die Entſcheidung der Regierungspräſidenten, für die Stadt Berlin des Oberpräſidenten, 
herbeizuführen (vgl. Ausf.⸗Anw. zu § 23). 


Die Beitreibung der Geldbeträge erfolgt auf Grund der Verordnung vom 29. Ul 1021 betreffend 


das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. = 881) 

Zu § 19. Die Vorſchriften unter Ziffer 1’ und 2 beruhen auf der Erwägung, daß in erſter Linie die 
Erfaſſung des Getreides in natura anzuſtreben iſt. 

Die nach Ziffer 3 eintretende Befreiung von der Haftung iſt auf Notfälle wie Zerſtörung durch Brand, 
Überſchwemmung und dergleichen beſchränkt. Das Erlöſchen der Haftpflicht kann insbeſondere nicht damit 
begründet werden, daß die Umlage für den einzelnen Beſitzer zu hoch feſtgeſetzt worden iſt. Ein ſolcher Ein⸗ 
wand kann nur im Beſchwerdeverfahren gemäß 8 4 innerhalb der dort vorgeſehenen Friſt vorgebracht werden, 
es ſei denn, daß der Lieferungspflichtige nachweiſt, daß die die Befreiung begründenden Umſtände bei der 
Unterverteilung noch nicht beruͤckſichtigt worden find. 

Zu §§ 20 und 21. Bei der Umlage find die Sagatgutwirtſchaften im gleichen Ausmaße wie die 
ſonſtigen landwirtſchaftlichen Betriebe heranzuziehen. Die Ablöſung der Lieferpflicht durch Zahlung des gemäß 
N20 Abſ. 1 feſtzuſetzenden Betrags iſt nur Süchtern von Originalſaatgut, nicht denen von Abfaaten, geftattet. 
Die Originalzüchter können ihr Soll auch durch Ankauf und Lieferung von Getreide aus dem freien Markte 
erfüllen. N ’ 
Zu § 22. Da die Erfaſſung des Getreides in natura zu erſtreben iſt, haben die Kommunalverbände 
von der Enteignung und insbeſondere von der im Abſ. 3 gegebenen Befugnis des zwangsweiſen Ausdruſches 
als wirkſamen Mitteln zur Aufbringung der Umlage in allen geeigneten Fällen Gebrauch zu machen. 

Zu § 23. Die näheren Beſtimmungen erläßt der Staatskommiſſar für Volksernährung. 

Zu 526. Der Preis für ausländiſchen Weizen wird im Reichsanzeiger bekanntgegeben. 

Zu 529. Ebenſo wie bei der Anterverteilung bleibt es den Kommunalverbänden überlaſſen, zu be⸗ 
ſtimmen, ob und in welchem Umfange die Gemeinden bei der Aufbringung der Umlage mitzuwirken haben. 
Bei Unterverteilung der Umlage auf die Gemeinden haften die Erzeuger den Gemeinden (Amtern, Bürger⸗ 
meiſtereien) und den Kommunalverbänden, die Gemeinden den Kommunalverbänden und dem Lande. 

Zu § 30. Die den Erzeugern gegen die Kommunalverbände gegebene Beſchwerde iſt innerhalb zwei 
Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung des Kommunalverbandes bei dieſem einzulegen; letzterer hat die 
Beſchwerde mit ſeiner Außerung und in den Fällen der 88.19 und 20 mit der Stellungnahme des im 8 4 
Abſ. 3 vorgeſehenen Ausſchuſſes an die höhere Verwaltungsbehörde zur Entſcheidung weiterzureichen. a 


i Zu IV. Verbrauchsregelung. 

Zu $ 31. Hinſichtlich der Selbſtverſorger bleiben die bisherigen Beſtimmungen aufrecht erhalten. Teil- 
ſelbſtverſorger find nicht zuzulaſſen. Uber den Kreis derjenigen, die infolge höheren Einkommens aus der 
öffentlichen Brotverforgung ausſcheiden, ergehen noch nähere Beſtimmungen. 

Zu § 33. Die Erfüllung der im § 33 der Reichsgetreideſtelle auferlegten Verpflichtungen kann von 
den ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbänden nur nach Maßgabe der von der Reichsgetreideſtelle, Geſchäfts⸗ 
abteilung, dafür aufgeſtellten beſonderen Geſchäftsbedingungen verlangt werden. 

Zu $34 Zu Abſ. 1, Satz 3. Zuſtändige Behörde iſt der Landrat, in den Stadtkreiſen der Ge⸗ 
meindevorſtand. f 

Zu Abſ. 2. Höhere Verwaltungsbehörden, die Löhne oder Vergütungen feſtſetzen wollen, haben ſich 

zubor mit dem Landesgetreideamte in Verbindung zu ſetzen. 5 
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Zu 8 35, Buchſtabe b. Die Zuteilung von Mehl an die Bäcker, Händler uſw. darf nur durch eine 
behördliche oder unter unmittelbarer Aufſicht und Verantwortung des Kommunalverbandes tätige Verteilungs⸗ 
elle erfolgen. N 
5 Wie beitung der Mehlverteilungsſtelle darf weder Perſonen noch Organiſationen, die fi) mit der Er⸗ 
zeugung, dem Handel oder der Verarbeitung von Brotgetreide und Gerſte oder Erzeugniſſen daraus befaſſen, 
noch einem ihrer Angehörigen oder Angeſtellten übertragen werden. use | 

Zu Buchſtabe d. Bei der Preisfeſtſetzung für das Mehl iſt davon auszugehen, daß die Mehlver⸗ 
teilung der Bevölkerung nach Möglichkeit billiges Brot gewährleiſten fol und bei der Abgabe des Mehles nur 
die Selbſikoſten — Einſtandspreis und Nebenkoſten (Sackleihgeld, Lagerkoſten, Zinſen, allgemeine Geſchäfts⸗ 
unkoſten der Mehlverteilungsſtelle uſw.) — gedeckt werden. Die Mehlwirtſchaft darf nicht dazu dienen, Ver 
lüſte, die durch die Beſchaffung anderer Lebensmittel entſtanden find, abzudecken, vielmehr find erzielte Über: 
ſchüſſe zur Verbilligung des Mehles zu verwenden. 5 

Zu Abſ. 3. Die Verwendung von Streckungsmitteln für die Herſtellung von Gebäck, das der Ver 
brauchsregelung unterliegt, iſt nur mit Genehmigung des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft; 
uläſſig. f 
a u § 36. Als beteiligte Gewerbe kommen in Betracht Betriebe zur Herftellung von Brot und Bad 
waren ſowie Mehlhandlungen. 

Bei Auswahl von Vertretern des Bäckerei- und Konditoreigewerbes ſind die auf Grund der Verordnung 
vom 2. Dezember 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 1397) gebildeten Fachausſchüſſe zu hören. Die Beſtimmung des erſten 
Satzes des § 4 der letztgenannten Verordnung bleibt unberührt. 

Zu $ 39. Zuſtändig für die Schließung des Betriebs iſt die Ortspolizeibehörde. 


Zu V. Schlußvorſchriften. 


Zu 5 44. Als Stellen, die außer der Reichsgetreideſtelle Ausnahmen von dem Verbote der Verfütterung 
uſw. von ſolchem Brotgetreide und Mehl, das zur menſchlichen Ernährung nicht geeignet iſt, zulaſſen können, 
werden die Ortspolizeibehörden beſtimmt. Ä 

Zu 8 46. Das Landesgetreideamt führt die Aufficht über die Durchführung der Reichsgetreideordnung 
und der zu ihrer Ausführung ergehenden Vorſchriften innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets. 
’ Zu § 47. Kommunalverbände im Sinne des Geſetzes find die Stadt- und Landkreiſe. Der Staats 
kommiſſar für Volksernährung iſt ermächtigt, in beſonderen Fällen örtlich zuſammenhängende Bedarfs- und 
Aberſchußkreiſe, die ſich zu einem gemeinſamen Verſorgungsgebiete zuſammenſchließen und eine gemeinſame 
Korn- oder Mehlverteilungsſtelle einrichten, vorbehaltlich der Beſtimmung im § 47 Abſ. 2 anzuerkennen. 

Gemeinden find die Stadt- und Landgemeinden ſowie die ſelbſtändigen Gutsbezirke im Sinne der Städte 
und Landgemeindeordnungen. ö 

Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des Umlagegeſetzes und dieſer Ausführungsanweiſung iſt der 
Regierungspräſident, für die Stadt Berlin der Oberpräſident. i 

Oberſte Landesbehörde iſt der Staatskommiſſar für Volksernährung. Er erläßt die weiter erforderlichen 
Ausführungsbeftimmungen. Er kann Ausnahmen von dieſer Ausführungsanweiſung zulaſſen. i 


Berlin, den 22. Juli 1922. 


Preußiſcher Staatskommiſſar Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für Volksernährung. Domänen und Forſten. 
Wendorff. Wendorff. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
5 Siering. 
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